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abgelehnt. So zieht man nun also die Lehre, dass 
man mehr Ermächtigungen und Befugnisse auf 
staatlicher Seite braucht. Ganz spannend! 

Auch der Parlamentsvorbehalt rettet hier letztlich 
nichts. Corona hat es uns vor Augen geführt. Das 
Krankenhausgestaltungsgesetz soll um jene Normen 
angereichert werden, welche durch das Außerkraft-
treten des in der Pandemie eingeführten Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes wegfielen. 

Der Gesundheitsminister – am Ende des Tages hier 
von den demokratischen, mehrheitstragenden Frak-
tionen bestimmt – kann dann durch eine Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Landtages – auch hier 
ist es eine Mehrheit der regierungstragenden Frakti-
onen, die das dann wiederum abnicken sollen – ge-
genüber den Krankenhausträgern, den Versorgungs- 
und Rehabilitationseinrichtungen und anderen die 
Schaffung zusätzlicher Behandlungskapazitäten, die 
Organisation medizinischer Behandlungen und sogar 
die Verschiebung elektiver Eingriffe anordnen. 

Besonders letztere Maßnahme greift nicht nur erheb-
lich in die Sphäre der Krankenhausbetreiber, son-
dern auch in diejenige der behandelnden Ärzte und 
vor allem in diejenige der betroffenen Patienten ein. 
Auch hier lohnt sich noch einmal ein Blick in die Ver-
gangenheit. Wie viele Operationen wurden verscho-
ben, Leiden verschlimmert und ernsthafte Erkran-
kungen infolge fehlender Vorsorgeuntersuchungen 
nicht entdeckt? 

Heute Vormittag sprach der Gesundheitsminister bei 
der Medikamentenversorgung doch noch selbst da-
von, dass es der Staat im Regelfall eben nicht besser 
macht als das selbstorganisierte und selbstverwal-
tete Gesundheitssystem in Deutschland. Woher nun 
also das Misstrauen? Warum diese Unverhältnismä-
ßigkeit der Maßnahmen? 

Lassen Sie uns gemeinsam einen Schritt nach vorne 
gehen und die Geschehnisse der Coronajahre ver-
nünftig aufarbeiten – aber kein Zurück in die 
Coronajahre, in denen die Verhältnismäßigkeit doch 
allzu oft überschritten wurde. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD und Dr. Christian Blex 
[fraktionslos]) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Dr. Vin-
centz. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen 
mehr vor. Daher schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfes Druck-
sache 18/5804 an den Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales – federführend – sowie an den 
Wissenschaftsausschuss. Ist jemand dagegen? – Das 
ist nicht der Fall. Möchte sich jemand enthalten? – Das 
ist auch nicht der Fall. Damit ist die Überweisungs-
empfehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

14 Wettbewerbsfähigkeit steigern, Wirtschafts-
standort stärken, das Klima schonen – mit 
Lang-Lkw werden diese Ziele erreicht – Nord-
rhein-Westfalen muss sich bekennen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/5835 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, dass zu die-
sem Tagesordnungspunkt keine Aussprache erfol-
gen soll. 

Wir kommen damit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/5835 an den Verkehrsausschuss. Alle fünf im 
Landtag vertretenen Fraktionen haben sich zwischen-
zeitlich darauf verständigt, dass die abschließende 
Beratung und Abstimmung nach Vorlage einer Be-
schlussempfehlung des Ausschusses erfolgen soll. Ist 
jemand dagegen? – Möchte sich jemand enthalten? – 
Beides ist nicht der Fall. Damit ist diese Überwei-
sungsempfehlung einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu: 

15 Neuntes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über den öffentlichen Personennahverkehr in 
Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/5803 

erste Lesung 

Herr Minister Krischer hat seine Einbringungsrede zu 
Protokoll gegeben (siehe Anlage 2). Eine weitere 
Aussprache ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksa-
che 18/5803 an den Verkehrsausschuss. Ist jemand 
dagegen? – Möchte sich jemand enthalten? – Beides 
ist nicht der Fall. Damit ist die Überweisungsemp-
fehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

16 Viertes Gesetz zur Änderung des Heilberufsge-
setzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/5940 

erstes Lesung 
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